
























Rahmen der UNO, des Abrüstwigsausschusses in Genf und in 
anderen Foren. 

Ein wahrhaft historischer Beitrag zur Erreichung dieses Zie­
les war das Abkommen zur Verhütung eines Kernkrieges, mit 
dessen Unterzeichnung die UdSSR und die USA sich verpflich­
tet haben Anstrengungen zu unternehmen, um das Risiko 
einer bew'affneten Auseinandersetzung, vor allem mit Kern­
waffen sowohl zwischen den bei den Seiten als auch zwischen 
einer der Seiten und anderen Staaten auszuschließen. Von 
großer Bedeutung sind auch die sowjetisch-amerikanischen 
Verträge über die Einschränkung von Raketenabwehrsyste­
men, unterirdischen Kernwaffenversuchen und insbesondere 
das zeitweilige Abkommen über die Einschränkung der stra­
tegischen Offensivwaf'fen. 

Darüber hinaus sind gegenwärtig einige weitere internatio­
nale Abkommen zur Abrüstung in Kraft, ohne die die Welt­
lage weitaus gefährlicher aussehen könnte, als es der Fall ist. 
Die Zeit hat gezeigt, daß das 1968 abgeschlossene Abkommen 
über die Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen, an dem über 
einhundert Staaten beteiligt sind, ein effektives Mittel zur Ein­
dämmung der Verbreitung von Kernwaffen ist. Kürzlich fand 
in Genf eine internationale Konferenz statt, auf der die Wirk­
samkeit dieses Abkommens in dem vergangenen Zeitraum 
untersucht wurde. 

Weiterhin ist die Internationale Konvention über das Ver­
bot von bakteriologischen Waffen in Kraft getreten, die auf 
der Grundlage des sowjetischen Entwurfs erarbeitet wurde. 

Die Sowjetunion und die sozialistischen Bruderstaaten un­
ternehmen zusätzliche Schritte, um die Einberufung einer in­
ternationalen Abrüstungskonferenz zu beschleunigen. Sie kann 
einen nützlichen Beitrag zur Lösung der herangereiften Fra­
gen der Abrüstung leisten und die Bemühungen einer maxi­
malen Anzahl von Staaten auf die Behandlung dieser Fragen 
konzentrieren. \ 

Gemeinsam mit den anderen Ländern der sozialistischen Ge­
meinschaft entwickelt die UdSSR auch weitere Initiativen, die 
auf die Abrüstung gerichtet sind. So hat die Sowjetunion der 
UNO in den letzten Jahren insbesondere Vorschläge unterbrei­
tet über die Nichtanwendung von Gewalt in den internationa­
len Beziehungen und das gleichzeitige Verbot der Anwendung 
von Kernwaffen auf alle Zeiten, über die Einschränkung der 
Militärbudgets der ständigen Mitgliedstaaten des UNO-Sicher­

...heitsrates um zehn Prozent und übel' die ""Nutzung eines Teils 
der eingesparten Mittel für Hilfeleistungen an die Entwick-, 
lungsländer sowie über das Verbot der Einwirkung auf die na-
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türliche Umwelt und das Klima zu militärischen und anderen 
Zwecken, die mit den Interessen der Gewährleistung der inter­
nationalen Sicherheit, des Wohlergehens und der Gesundheit 
der Menschen nicht vereinbar sind. 

Die Sowjetunion hat der XXX. UNO-Vollversammlung die 
Frage nach dem "Abschluß eines Vertrages über das vollstän­
dige und allgemeine Verbot von Kernwaffentests" zur Bera­
tung vorgelegt und den Entwurf eines entsprechenden inter­
nationalen Vertrages eingereicht. 

Das Wichtigste auf dem Gebiet der Abrüstung bleibt noch 
zu tun. Auf Grund der Position der kapitalistischen Mächte, 
die auch von den Maoisten unterstützt wird, gelingt es leider 
noch nicht, dem Wettrüsten Einhalt zu gebieten. Immer mehr 
Mittel und Ressourcen werden dafür eingesetzt. Sehr niedrigen. 
Schätzungen zufolge gibt die Welt gegenwärtig jährlich 250 
Milliarden Dollar für Rüstungszwecke aus. 

Die militaristischen Kreise, insbesondere die Mitgliedstaaten 
der NATO, bemühen sich sehr eifrig, die Kriegsvorbereitun­
gen zu verstärken. Bei ihnen finden selbst zaghafte Versuche 
einzelner Teilnehmerstaaten dieses Blocks, die Militärausga­
ben im Zuge der Entspannung zu reduzieren, eine geharnischte 
Abfuhr. Die ganze Welt weiß das. Jene Kreise bringen den Wil­
len des "Big Business "zum Ausdruck, das an einer Steigerung 
der Rüstungsproduktion interessiert ist, und werden sich da­
her stets gegen alle von der Sowjetunion und den anderen be­
freundeten Staaten unterbreiteten Abrüstungsvorschläge wen­
den. 
... Das alles läßt verständlicherweise den Kampf für die Ab­
rüstung noch viel komplizierter werden. Aber es zwingt unser 
Land dennoch nicht, von seinem Kurs abzugehen. Gemeinsam 'v 

mit unseren Verpündeten und Freunden nutzen wir alle Mög­
lichkeiten, um hinsichtlich der Abrüstung auf bestimmten Ge­
bieten ErfOlge zu erzielen und ihre Gegner unter politischem 
Beschuß zu halten. Nach wie vor ist unser strategisches Ziel 
die Leninsche Idee von der allgemeinen und vollständigen 
Abrüstung. 

Immer wieder appelliert die UdSSR an alle Staaten dem 
Aufblähen ihrer Militärbudgets und ihres militärischen Poten­
tials Einhalt zu gebieten, keine Waffen zu häufen und sie nicht 
mehr weiterzuentwickeln. In diesem Zusammenhang sei be­
sonders hervorgehoben, wie außerordentlich bedeutend es 
wäre, wenn alle Staaten, vor allem die Großmächte, die strikte 
Verpflichtung übernähmen, keine neuen Arten und Systeme 
von Massenvernichtungswaffen zu entwickeln. Denn der heu­
tige Stand der Wissenschaft und die dem Menschen zur Ver-
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fügung stehenden technischen Möglichkeiten und Mittel ge­
statten es im Prinzip, 'Vaften hervorzubringen, die in ihrer 
vernichtenden Wirkung noch schrecklicher als die Kernwaffen 
sind. Von Tag zu Tag wird es dringender und stärker erfor­
derlich die Entwicklung solcher Waffen zu durchkreuzen. Die 
SOWje~niOn hat ' vorgeschlagen, in die Tagesordnung der 
XXX. Vollversammlung der UNO den Punkt "Verbot der Ent­
wicklung und Produktion neuer Massenvemichtungswaffen 
und neuer Systeme solcher Waffen" als wichtige und vorran­
gige Frage aufzunehmen. 

Die Völker von der Last des Wettrüstens zu entbinden, die 
dafür unproduktiv verausgabten Mittel für friedliche Belange 
einzusetzen (und man möge sich nur einmal vorstellen, welclle 
enormen Vorteile die Menschheit davon hätte) und damit die 
Kriegsgefahr radikal zu verringern ist das Ziel, für das die 
KPdSU und der Sowjetstaat, ohne ihre Kräfte zu schonen, 
wirken wollen. "Und gerade auf die Materialisierung der Ent­
spannung kommt es an", betonte L. 1. Breshnew in seiner 
Rede auf der Konferenz am 31. Juli. "Sie ist das Wesentliche 
an allem, was den Frieden in Europa wirklich stabil und un­
erschütterlich machen solL" 

Die sozialistische Politik der öko n 0 m i s c h e n Zu -
sam m e n a rb e i t von Staaten unterschiedlicher Systeme 
stützt sich auf die objektiven Erfordernisse und Gesetzmäßig­
keiten der internationalen Arbeitsteilung. Dieses Erfordernis 
wird besonders augenscheinlich unter den Bedingungen der 
modernen w issenschaftlich-technischen Revolution und der 
weiteren Entwicklung der Prozesse der Internationalisierung 
der Produktion ..... . die Sowjetunion ist bereit", sagte L. I. 
Breshnew "auf dem XXIV. Parteitag der KPdSU, "mit allen 
Staaten, die sich ihrerseits darum bemühen, Beziehungen ge- . 
genseitig vorteilhafter Zusammenarbeit auf allen Gebieten zu 
vertiefen. Unser Land ist bereit, gemeinsam mit anderen inter­
essierten Staaten an der Lösung solcher Probleme wie dem 
Schutz der Umwelt, der Erschließung energiewirtschaftlicher 
und anderer natürlicher Ressourcen, der Entwicklung des 
Tra'nsport- und Nachrichtenwesens, der Vorbeugung und Li­
quidierung der gefährlichsten und verbreitetsten Krankheiten, 
der Erforschung und Erschließung des Kosmos und des Welt-
meeres mitzuarbeiten. " . 

Bei der Lösung der Aufgabe, die Produktivkräfte zu ent­
wickeln und damit die hauptsächlichste Voraussetzung für eine 
Erhöhung des Lebensniveaus der Werktätigen zu .schaffen,. 
stützen sich die sozialistischen Länder vor allem auf ihre eige­
nen Ressourcen, auf die Vorzüge der sozialistischen Produk-

24 

tionsweise. Dem Sozialismus ist jedoch keineswegs eine 
autarke" Planung eigen, wie zuweilen dieser oder jener im 

Westen behauptet. Im Gegenteil, der Kurs auf eine Erweite­
rung der ökonomischen Beziehungen zu den kapitalistischen 
Staaten ist ein ständig wirksames Element in der Außeqpolitik 
der UdSSR und der übrigen sozialistischen Länder. 

Der Gang der Ereignisse, die zu wohltuenden Veränderun­
' gen im außenpolitischen Klima der Welt führten, hat über­
zeugend gezeigt, daß die Entwicklung der ökonomischen Zu­
sammenarbeit zwischen Staaten unterschiedlicher Systeme 
eine positive Wirkung auf die Weltpolitik ausüben kann und 
muß. Eine derartige Zusammenarbeit stellt gewissermaßen das 
materielle, das ökonomische Fundament der Politik der fried­
lichen Koexistenz dar. Der -dialektische Zusammenhang und 
die Wechselwirkung zwischen dem politischen und dem ökono­
mischen Prozeß der Entspannung sind augenscheinlich. 

Die Tatsache, daß man im Westen die Dogmen des "kalten 
Krieges" in den internationalen ökonomischen Beziehungen 
überprüft, ist eine Folge der gewachsenen Bedeutung der so­
zialistischen Wirtschaft in der Welt, das Ergebnis des aktiven 
und konsequenten Kampfes der UdSSR und der anderen so­
zialistischen Länder für eine Stärkung des friedlichen Neben­
einanderbestehens von Staaten mit unterschiedlichen Gesell­
schaftssysternen, Die Politik der Handels- und Wirtschafts­
blockade, die der Imperialismus lange Zeit gegenüber den so­
zialistischen Ländern zu betreiben sich bemühte, ist vom Le­
ben selbst Widerlegt worden. Doch das ist k:eineswegs irgend­
eine einseitige Konzession gegenüber den sozialistischen Län­
dern, wie man das manchmal im Westen hinzustellen sucht. 
In Wirklichkeit handelt es sich darum, daß der Westen seine 
eigenen ökonomischen und politischen Interessen im Lichte der 
neuen Realitäten des internationalen Lebens nüchterner ein-
schätzt. . 

Wir können jedoch nicht umhin festzustellen, daß es auch 
heute in den imperialistischen Kreisen nicht wenige Anhänger 
diskriminierender Handlungen gibt, die die ökonomische Zu­
sammenarbeit erschweren. Wir verschließen die Augen auch 
nicht davor, daß bestimmte Kreise des Imperialismus ihre Hoff­
nungen darauf setzen, die Zusammenarbeit mit uns zu einem 
Hebel der berüchtigten "Konvergenz" der beiden Systeme zu 
machen oder, einfacher gesagt, zu einem Mittel, den' Sozialis­
mus zu unterminieren, ihn "von innen her aufzuweichen" . 
Derartige Absichten sind ebenso erfolglos wie die frühere Po­
litik der Handels- und Wirtschaftsblockade. 

In den politischen Diskussionen, die sifu auf unserem Kon-
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tinent entfalten, nehmen die Fragen der ku I t ure 11 e n 
Z usa m m e n a r bei t, des Austausches von Gedanken, In­
formationen und Menschen einen immer wichtigeren Platz ein. 
Das ist durchaus gesetzmäßig, allein schon deshalb, weil die 
Milderung der militärisch-politischen 'Konfrontation objektiv 
die Rolle der ' nichtmilitärischen Bereiche in den Beziehungen 
zwischen den Staaten entgegengesetzter Gesellschaftssysteme 
erhöht hat. 

Der Sowjetstaat hat den Austausch von Kulturgütern und 
die Begegnung der Menschen immer als ein wichtiges, integrie­
rendes Element der Politik des friedlichen Nebeneinanderbe­
steh;ens betrachtet. Die Sowjetunion publiziert mehr als irgend­
ein anderes Land Werke ausländischer Autoren. Die Sowjet­
menschen haben allseitige Möglichkeiten sich mit den kultu­
rellen Errungenschaften aller Völker der' Welt, mit ' den Ereig­
nissen des internationalen Lebens vertraut zu machen. 

Allerdings setzen wir uns dafür ein, daß die kulturellen und 
alle anderen Verbindungen frei sind von subversiver Tätig­
keit, daß sie der gegenseitigen geistigen Bereicherung der Völ­
ker und dem Wachstum des Vertrauens zwischen ihnen dienen, 
daß dabei die sowjetischen Gesetze und Traditionen und un­
sere sozialistische Ideologie berücksichtigt werden. Die Frage 
steht so: Was aus dem kulturellen Erbe und dem geistigen Gut 
anderer Länder zu nehmen beziehungsweise nicht zu nehmen 
ist - das zu entscheiden ist Sache der inneren Kompetenz eines 
jeden Staates. 

In der gegenwärtigen Geschichtsetappe ist der Kampf zwi­
schen der kommunistischen und der bürgerlichen Ideologie zu 
einer der schärfsten Fronten des Klassenkampfes geworden. 
D.as kann au~ nicht anders sein, denn die Weltanschauung und 
dIe KlassenzIele des Sozialismus und des Kapitalismus sind 
g~gensätzlich und nicht miteinander auszusöhnen. Der ideolo­
gIsche Kampf spiegelt folglich die objektive Tatsache des Be­
stehens gegensätzlicher Gesellschaftssysteme in der Welt wi­
der. Er hängt nicht von den subjek:tiven Wünschen der Men­
schen ab. 

D.ie .zunehmende Macht und Autorität des Weltsystems <des 
SozIalIsmus, das Anwachsen der Klassenkämpfe in den Län­
dern des Kapitalismus, die Einbeziehung von Millionenmas­
sen d~~ Werktätigen der ehemaligen kolonialen und abhängi­
gen Lander - alles das verleiht dem ideologischen Kampf in 
u?seren. Tagen wahrhaft globalen Charakter. Seine Schärfe 
m~mt 1m Zusammenhang mit der Erweiterung der Kontalüe 
zWI~.chen Staaten, die unterschiedlichen sozialen Systemen an­
gehoren, auf dem Gebiete der Ökonomie, der wissenschaftlich-
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technischen Zusammenarbeit und der kulturellen Verbindun­
gen zu. Die Bedingungen des ideologischen Kampfes ändern 
sich wese.ntlich: es erweitern sich die Möglichkeiten einer Ge­
genüberstellung der materiellen und . geistigen Werte der bei­
den Welten, der sozialistischen und der kapitalistischen Le­
bensweise. 

In der gegenwärtigen Etappe treten im Kampf gegen den 
Sozialismus die sogenannten .. elastischen" Antikommunisten 
in den Vordergrund, die eine Entspannung nicht ablehnen 
aber sie mit prinzipiellen Zugeständnissen zu bezahlen fordern: 
Insbesondere diese Kreise sind es, die den Gedanken einer 
.. überwindung der ideologischen Unvereinbarkeit" der beiden 
Systeme einzuschmuggeln und die These der "Freiheit des Aus­
tausches von Ideen, Menschen und Informationen" aufzudrän­
gen suchen, unter deren Deckmantel sie danach trachten in die 
sozialistischen Länder einzudringen und die ideologischen Di­
versionen zu legitimieren. 

Eine immer größere Zahl von politisch führenden Persön­
lichkeiten des Westens beginnt heute, sich darüber klarzuwer­
den, daß die Versuche, von den sozialistischen Ländern ein Zu­
geständnis ideologischer Art für eine übereinkunft in bezug 
auf die Sicherung der internationalen Entspannung zu erlan­
gen, fruchtlos sind. Trotzdem mühen sich die Theoretiker des 
"kalten Krieges" wie vor Dutzenden von Jahren ab, den Nach­
weis zu erbringen, ein wahrhaftes friedliches Nebeneinander­
bestehen der beiden Weltsysteme sei wegen der "ideologischen 
Unvereinbarkeit" zwischen Kapitalismus und Sozialismus un­
möglich. Wie kann es eine friedliche Koexistenz geben - so 
argumentiereu. die bürgerlichen Strategen -, wenn ein Krieg 
der Ideen besteht? Dabei verschweigen sie die Tatsache daß 
die Imperialisten selbst nicht im geringsten daran denke~ die 
Waffen an der Front des Kampfes der Ideologien zu strecken. 

Das Hauptziel der Konzeption der "Entideologisierung" be­
steht darin, die marxistisch-leninistische Lehre zu diskriminie­
ren, sie als "unwahr" und, davon ausgehend, als "überholt" 
hinzustellen. Aber diese Losungen bezeugen nichts anderes 
als daß der heutige Kapitalismus unfähig ist, Ideen hervor~ 
zubring~n, die , .. den ges~llschaftlichen Erfordernissen entspre­
chen. DIe verkundete .. Ideologische Eintracht" soll die Wach­
samkeit der Völker der sozialistischen Länder einschläfern 
ihr Klassenbewußtsein abstumpfen und den Boden für die Auf~ 
nahme der berüchtigten bürgerlichen "Lebensinhalte" auf­
lockern: Individualismus, Apolitizismus, Kult des Geldes und 
der Sachwerte. 

In der Konzeption des "ideologisch: n Waffenstillstands" 
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läßt sich deutlich auch ein weiteres Ziel der bürgerlichen Theo­
retiker verfolgen. Das ist das Bestreben, die internationale Po­
litik durch Negieren ihres klassenmäßigen Charakters zu ent­
ideologisieren. Es ist jedoch allgemein bekannt, daß es keine 
Außenpolitik gibt und auch nicht geben kann, die außerhalb 
einer klassenmäßigen Ideologie existiert. Jede Politik - ob 
Innen- oder Außenpolitik - beruht stets auf klassenmäßigen 
Prinzipien. 

Alle Aufrufe, auf den ideologischen Kampf zu verzichten, 
entpuppen sich daher selbst als eine bestimmte Ideologie oder 
_ genauer gesagt - als ideologische Diversion. Die sowjetische 
Außenpolitik ist ihrem Wesen nach eine klassenmäßige Politik. 
Sie verteidigt die Interessen des Weltsozialismus, der kommu­
nistischen der Arbeiter- und der nationalen Befreiungsbewe­
gung, all~r fortschrittlichen Kräfte der Gegenwart. 

Daß der sogenannte "liberale" Antikommunismus in den 
Vordergrund gerückt wird, bedeutet nicht, daß der primitive 
Antikommunismus verschwunden sei. Die direkten Attacken 
gegen die ideologischen und politischen Positionen des Sozia­
lismus, gegen seine Wirtschaftsweise und Demokratie dauern 
nach wie vor an. In das Arsenal ihrer ideologischen Rüstung 
beziehen die Imperialisten den bürgerlichen Nationalismus, 
'den Chauvinismus und den Rassismus ein . 
• Sich den neuen Bedingungen anpassend, ruft die bürgerliche 
Propaganda in der Regel nicht mehr offen dazu auf, die in den 
sozialistischen Ländern bestehende Ordnung zu stürzen. Sie 
erfindet alle möglichen Ammenmärchen darüber, daß "die ö1(o­
nomische und soziale Entwicklung der Länder des Sozialismus 
undynamisch" sei, versucht, die Notwendigkeit einer "Verbes­
serung" des Sozialismus zu beweisen, und behauptet, daß die 
dem Sozialismus feindlichen politischen Strömungen und Or­
ganisationen ein "Recht" auf Existenz in den sozialistischen 
Ländern hätten. 

Indem sie ihr Sinnen und Trachten in der Hauptsache dar­
auf richtet, die sozialistische Gesellschaft innerlich auszuhöh­
len, versucht die Propaganda des Klassenfeindes verstärkt, 
dem Bewußtsein der Bevölkerung der sozialistischen Länder 
die Ideale der sogenannten "Konsumgesellschaft"" die bürger­
lichen Lebensgewohnheiten, den Kult der Habgier und der 
prestigegebundenen Raffsucht einzuimpfen. Dabei wird das 
Ziel verfolgt, bei den Werktätigen der sozialistischen Länder 
Unzufriedenheit gegenüber der sozialistischen Wirklichkeit, 
Gleichgültigkeit gegenüber den Werten der sozialistischen Ge­
sellschaft hervorzurufen. In der letzten Zeit erweitert sich auch 
die sogenannte "soziologische Propaganda" - eine Propaganda 
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des Konsums, der verlogenen imperialistischen Massenkultur, 
des Geschmacks, der Mode usw. . 

Eine derartige "Materialisierung" der ideologischen Prozesse, 
eine Gegenüberstellung der beiden Lebensweisen etwa am 
Beispiel der Qualität einzelner Warenarten, schließt solche Kri­
terien wie das Niveau des sozialen und geistigen Lebens der 
Gesellschaft den Charakter der zwischenmenschlichen Bezie­
hungen vollkommen aus. Unter der ernüchternden Einwir­
kung solcher Faktoren wie Inflation, Arbeitslosigkeit und 
Energiekrise beginnen heute nicht nur die breiten Massen der 
Werktätigen, sondern auch manche westliche Ideologen, ihre 
Meinung hinsichtlich der Lebensweise unter den Bedingun­
gen des Kapitalismus zu ändern. 

• 

Das sind die Fakten und das Wesen des Wirkens der KPdSU 
und der Sowjetregierung im Hinblick aUf die konsequente Ver­
wirklichung des Friedensprogramms des XXIV. Parteitages 
der KPdSU. Unsere Partei, unser Volk wissen, daß der Weg 
zum Frieden nicht einfach und nicht leicht ist. Das Besondere 
an der Situation, die sich nunmehr herausgebildet hat, besteht 
darin, daß der Kampf um den Frieden und die Festigung der 
Prinzipien der friedlichen Koexistenz von Staaten mit unter­
.schiedlicher Gesellschaftsordnung vor allem gegen diejenigen 
geführt werden muß, die sich gegen die bereits real erreichten 
Ergebnisse auf diesem Gebiet sträuben. Es ist notwendig, den 
Widerstand derjenigen zu brechen, die zum kalten Krieg zu­
rückstreben. In den USA sind das Ja c k s 0 n und seine Hin­
termänner aus dem Militär-Industrie-Komplex, in der BRD 
ist es der Führer der kriegslüsternen Ultras, S t rau ß. 

Gemeinsam mit den aggressiven Kreisen der NATO kämpft 
die maoistische Führungsschicht Chinas erbittert gegen die Ent­
spannung. Sie hat sich faktisch mit der imperialistischen Reak­
tion im Kampf gegen die UdSSR und die anderen Länder -des 
Sozialismus sowie gegen die gesamte revolutionäre Befreiungs­
bewegung zusammengetan. Wir können das nicht außer ach t 
lassen und müssen für unsere Politik daraus' die entsprechen­
den Schlußfolgerungen ziehen. 

Die Sowjetmenschen und ihre Freunde aus den Bruderlän­
dern sind jedoch optimistisch, und sie sind durch die Geschichte 
dazu berechtigt. Wir wollen den Frieden und kämpfen mit 
allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln für ihn. Unser Op­
timismus ist nicht allein darauf begrüng.et, daß die 30 .Jahre 
der Nachl{riegszeit der längste Zeitraum ohne Weltkrieg in 
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unserem Jahrhundert sind und daß zur Zeit nirgends in der 
Welt größere Kriegshandlungen geführt werden. Die Erfolge, 
die die UdSSR und die anderen sozialistischen Länder beim 
Aufbau der neuen Gesellschaft, bei der Stärkung ihres Wirt­
schafts- und Verteidigungspotentials sowie in der Außenpoli­
tik erringen, tragen in entscheidendem Maße zur Festigung des 
Friedens bei. Sie dienen der Zügelung der aggressivsten impe­
rialistischen ~räfte und der Verhütung eines Krieges. Anderer­
seits werden unter den Bedingungen des Friedens die besten 
Voraussetzungen für ein erfolgreiches Fortschreiten der Welt­
entwicklung in die progressive Richtung geschaffen. Der Frie­
den erleichtert und begünstigt es, daß die schöpferischen Ziele 
des sozialistischen Aufbaus erreicht, die Unerschütterlichkeit 
der Errungenschaften des Sozialismus gefestigt und seine in­
ternationalen Positionen weiter gestärkt werden. 

Wie Genosse L. I. Breshnew unterstrich, sehen wir unsere 
heilige Pflirht darin, auch künftig alle Kräfte aufzubieten, da­
mit nicht nur wir, sondern auch unsere Kinder, Enkel und Ur­
enkel vergessen, was Krieg ist, damit alle Völker in Frieden 
leben und gesunde gegenseitige Beziehungen pflegen können. 
Das ist das edle Ziel der sozialistischen, revolutionären Außen~ 
politik der Sowjetunion und aller Bruderländer. 
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